
Fall 29
Schluss mit Schutz?

Behandelte Themen: Widerruf und Rücknahme internationalen Schutzes, Haupt-
sache und Eilverfahren

Schwierigkeitsgrad: Fortgeschrittene

Sachverhalt

Die F reiste gemeinsam mit ihrem Ehemann M im März 2016 auf dem Landweg in
die Bundesrepublik Deutschland ein. Bei ihrer persönlichen Anhörung vor dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gab die F an, Angehörige des
Staates X zu sein und dem Volk der Z anzugehören. Zeitweise, von 2012 bis 2013, ha-
be sie in der Republik N gelebt, da die Situation für das Volk der Z in ihrem Heimat-
land damals besonders schlimm gewesen sei. Das BAMF erkannte der F (und ihrem
Ehemann) den subsidiären Schutzstatus zu, lehnte im Übrigen aber die Asylanträge
ab. Auf die hiergegen gerichtete Klage verpflichtete das Verwaltungsgericht die be-
klagte Bundesrepublik, ihr die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. Die örtlich zu-
ständige Ausländerbehörde erteilte F und M daraufhin eine auf drei Jahre befristete
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 II 1 Alt. 1 AufenthG.

Im Rahmen der Beantragung einer Verlängerung ihrer Aufenthaltserlaubnis
für sich und ihre minderjährigen Kinder legte die F einen Reisepass vor, ausgestellt
in X am 20.11.2019. Er enthält einen Ausreisestempel vom 22.11.2019. Auf Nachfrage
der* zuständigen Sachbearbeiter*in teilte die F mit, sie sei nur für kurze Zeit, näm-
lich für vier Wochen in ihre alte Heimat zurückgekehrt, um ihre schwerkranke
Mutter zu besuchen. Diese habe ihre Hilfe bei und nach einem operativen Eingriff
benötigt. Die F habe die Mutter, die bettlägerig gewesen sei, bis zwei Wochen nach
der OP gepflegt. Sie sei illegal auf dem Landweg wieder eingereist. In der Zeit, in der
sie sich in X aufgehalten habe, sei sie immer bei ihrer Mutter geblieben und habe
sich kaum aus dem Haus begeben. Kontakte mit Behörden habe sie dadurch vermie-
den, dass ihre Mutter den neu ausgestellten Pass für sie abgeholt habe.

Nach Anhörung der F nahm das BAMF die ihr zuerkannte Flüchtlingseigen-
schaft zurück und erkannte der F den subsidiären Schutzstatus zu. Zur Begründung
führte das BAMF imWesentlichen aus, die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft
sei zu widerrufen, da die Voraussetzungen für deren Feststellung nicht mehr vor-
lägen. Die erforderliche Prognose drohender politischer Verfolgung lasse sich ange-
sichts der Ausstellung eines neuen Passes in der alten Heimat nicht mehr treffen.
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Hiergegen erhebt die F fristgerecht Klage. Im Termin zur mündlichen Verhand-
lung vor dem Verwaltungsgericht erklärt sie ergänzend, die beantragte Neuausstel-
lung ihres Reisepasses für die Ausreise aus X benötigt zu haben. Sie reicht ergän-
zend die Übersetzung eines Arztbriefs, ihre Mutter betreffend, des behandelnden
Krankenhauses in ihrem früheren Heimatort ein. Danach fand die Operation der
Mutter der F am 12.11.2019 statt.

Fallfrage

Ist die Klage der F begründet?

Abwandlung

F und M leben seit 2019 getrennt. Im Rahmen eines von der Staatsanwaltschaft Ber-
lin gegen den M geführten Ermittlungsverfahrens wegen mehrfachen Online-Be-
trugs wurde anlässlich einer Durchsuchung der Wohnung des M eine Urkunde
aufgefunden, die die F als Angehörige des Staates N ausweist. Der Durchsuchungs-
bericht in den Akten der Staatsanwaltschaft vermerkt die Spontanäußerung des M,
dass diese Angabe stimme und die F sich gegenüber dem BAMF als Mitglied des
Volks der Z ausgegeben habe, um ihre Chancen im Asylverfahren zu erhöhen. Bei
der anschließenden Durchsuchung der Wohnung der F stellte die Staatsanwalt-
schaft unter anderem den alten, seit 2018 abgelaufenen, von Behörden des Staates
X ausgestellten Reisepass der F fest, der jeweils einen Ein- und Ausreisestempel der
Republik N aus dem Jahr 2018 enthält. Ein Ergebnis der Überprüfung der Echtheit
der Urkunde in dem sodann gegen die F eingeleiteten Ermittlungsverfahren wegen
Erschleichens eines Aufenthaltstitels und mittelbarer Falschbeurkundung steht
noch aus.

Das BAMF nahm daraufhin die gegenüber der F erfolgte Zuerkennung der
Flüchtlingseigenschaft zurück. Zugleich lehnte es die Zuerkennung des subsidiären
Schutzstatus ab und stellte fest, dass Abschiebungsverbote nicht vorliegen. Darüber
hinaus ordnete es die sofortige Vollziehung des Bescheides an. In seiner Begrün-
dung verwies das BAMF auf die aufgefundene Urkunde und die Ein- und Ausreise-
stempel. Die F habe zudem keine weiteren Dokumente vorgelegt, die den Verdacht
einer Herkunft aus N ausräumen könnten.

Die F stellt fristgerecht Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes. Im
gerichtlichen Verfahren trägt sie ergänzend vor, sich mit dem M in einem Rechts-
streit zu befinden. Ziel des M sei es, das alleinige Sorgerecht für die gemeinsamen
minderjährigen Kinder zu erwirken. Hierzu legt sie Schreiben des Amtsgerichts
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Kreuzberg vor. In N habe sie enge Freunde und Verwandte besucht, die wie sie dem
Volk der Z angehören und bereits vor längerer Zeit dort Zuflucht gefunden hätten.

Ist der Eilantrag der F begründet? Es ist zu unterstellen, dass die Anordnung
der sofortigen Vollziehung den formellen Anforderungen des § 80 III 1 VwGO ge-
nügt.
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Lösungsvorschlag

A. Ausgangsfall

Fraglich ist, ob die Klage der F gegen den Bescheid des BAMF begründet ist. Dies ist
der Fall, wenn sich der angegriffene Bescheid, mit dem das BAMF den Schutzstatus
der F widerrufen hat, in dem dafür maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Ver-
handlung (vgl. § 77 I Hs. 1 AsylG) als rechtswidrig erweist und die F dadurch in ihren
Rechten verletzt (vgl. § 113 I 1 VwGO).

DerWiderruf des der F zuerkannten Schutzstatus wegen ihrer Rückkehr nach
X und der Beantragung eines neuen Reisepasses könnte sich auf § 73 I 1 AsylG stüt-
zen. Danach ist die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft unverzüglich zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Dies ist nach § 73 I 2
Nr. 1 AsylG unter anderem der Fall, wenn sich Personen mit Schutzstatus freiwillig
erneut dem Schutz des Staates, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen, unterstel-
len.

Der Widerruf ist formell rechtmäßig, insbesondere hat das BAMF die F vor sei-
ner Entscheidung ordnungsgemäß angehört (vgl. § 73b VI AsylG).

Gegen das Vorliegen der materiellen Voraussetzungen für einen Widerruf
könnte sprechen, dass die F ihrem Vortrag nach allein deshalb in ihr Herkunftsland
zurückgekehrt ist, um ihre schwerkranke Mutter zu besuchen und zu pflegen, mit-
hin um eine sittliche Pflicht zu erfüllen. Hierzu hat sie im Termin zur mündlichen
Verhandlung einen Arztbrief eingereicht, der den vorgetragenen operativen Ein-
griff belegt. Darüber hinaus kommt einer Passerneuerung lediglich eine Indizwir-
kung zu, dass die Person die Absicht hat, sich wieder dem Schutz ihres Heimat-
landes zu unterstellen. Der äußere Geschehensablauf kann jedoch einer solchen
Indizwirkung entgegenstehen. Maßgeblich sind insoweit die Umstände des Einzel-
falls. So könnte etwa der Vortrag der F, den neu ausgestellten Pass zur Wiederaus-
reise benötigt zu haben, die indizielle Wirkung der Erneuerung entfallen lassen.
Gleiches könnte gelten, soweit die F vorgetragen hat, nicht sie, sondern ihre Mutter
habe den beantragten Pass bei der ihn ausstellenden Behörde in Empfang genom-
men. Auch ist die F nur einmal für eine relativ kurze Zeit, nicht jedoch wiederholt
in ihre frühere Heimat X zurückgekehrt.

Allerdings ist der Vortrag der F, den Pass zum Verlassen des Landes benötigt zu
haben, insoweit nicht glaubhaft, als sie – ihren eigenen Angaben nach – illegal nach
X wiedereingereist ist. Warum es ihr nicht möglich gewesen sein sollte, das Land
auch wieder illegal zu verlassen, um den Behörden nicht aufzufallen, ist nicht er-
sichtlich. Andere Gründe, die die F dazu bewegt haben könnten, die Ausstellung ei-
nes neuen Reisepasses zu beantragen, sind ebenso wenig erkennbar. Dies gilt umso
mehr, als sie der zuständigen Ausländerbehörde mitgeteilt hat, während ihres Auf-
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enthalts jeglichen Kontakt zu Repräsentant*innen ihres früheren Heimatstaates
vermieden zu haben. Aus diesem Grund habe sie kaum das Haus ihrer Mutter ver-
lassen. Dass ihre Mutter aus demselben Grund den ausgestellten Pass an ihrer Stelle
abgeholt habe, steht gleichwohl in Widerspruch zu ihren übrigen Angaben die Er-
krankung und Genesung ihrer Mutter betreffend, sodass auch insoweit ihr Vortrag
nicht glaubhaft ist. Denn sowohl das Ausstellungsdatum als auch der auf dem Pass
angebrachte Ausreisestempel liegen innerhalb der zwei Wochen, während der die
F ihre Mutter zu Hause gepflegt haben will.

Nach alldem stehen die Umstände des Einzelfalls der Indizwirkung der Pass-
neuausstellung nicht entgegen. Insbesondere liegen keine Anhaltspunkte dafür vor,
dass die F den Pass während ihres Aufenthalts in X nicht freiwillig beantragt haben
könnte.

Im Ergebnis liegen damit die Voraussetzungen für den Widerruf der Zuerken-
nung des Flüchtlingsschutzes vor.

Die Klage ist unbegründet.

B. Abwandlung

Fraglich ist, ob der Antrag der F auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes be-
gründet ist.

Dies ist der Fall, wenn das Interesse der F, vorläufig von der Vollziehung der
Rücknahmeentscheidung verschont zu bleiben, das öffentliche Interesse an der so-
fortigen Vollziehung des Bescheides des BAMF überwiegt (vgl. § 80 V 1 Alt. 2 VwGO).

Das Aussetzungsinteresse überwiegt das Vollziehungsinteresse, wenn sich der
angegriffene Bescheid nach der im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes allein
möglichen und gebotenen summarischen Prüfung der Sach- und Rechtslage als
rechtswidrig erweist oder der Ausgang des Verfahrens jedenfalls offen ist.

Fraglich ist mithin, ob die Voraussetzungen für eine Rücknahme der Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft und des subsidiären Schutzes vorliegen. Die Zu-
erkennung internationalen Schutzes ist nach § 73 IV AsylG zurückzunehmen, wenn
sie auf Grund unrichtiger Angaben oder infolge Verschweigens wesentlicher Tatsa-
chen erteilt worden ist und Antragstellende auch aus anderen Gründen nicht an-
erkannt werden könnten. Die Feststellung eines Abschiebungsverbots nach § 60 V
oder VII AufenthG ist nach § 73 VI 2 AsylG zurückzunehmen, wenn sie fehlerhaft ist.

Vorliegend erweist sich der Ausgang des Verfahrens in der Hauptsache jeden-
falls als offen. Ob die Voraussetzungen für eine Rücknahme des zuerkannten inter-
nationalen Schutzes vorliegen, weil die F im Asylverfahren falsche Angaben über
ihre Staatsangehörigkeit gemacht hat, bedarf weiterer Aufklärung im Klageverfah-
ren. So bestehen bislang lediglich Anhaltspunkte für eine mögliche Täuschungs-
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handlung der F. Das strafrechtliche Ermittlungsverfahren ist zwar eingeleitet; über
das Vorliegen eines hinreichenden Tatverdachtes als Voraussetzung für die Erhe-
bung der öffentlichen Klage nach § 170 I StPO hat die Staatsanwaltschaft noch nicht
entschieden. Das Ergebnis einer Prüfung der Echtheit der sichergestellten Urkunde,
die die F als Staatsangehörige von N ausweist, steht noch aus. Die Stempel in dem al-
ten Reiseausweis belegen zudem allein einen Aufenthalt der F in diesem Land, las-
sen aber nicht ohneWeiteres Rückschlüsse auf ihre Staatsangehörigkeit zu. Dies gilt
umso mehr, als die F im Rahmen ihrer persönlichen Anhörung gegenüber dem
BAMF erklärt hat, wegen der Verfolgung ihres Volkes in ihrer Heimat bereits 2012
X zeitweise verlassen zu haben, nach N geflohen zu sein und dort mehr als ein Jahr
gelebt zu haben. Dass sie in dieser Zeit enge Freundschaften geknüpft und dort Fa-
milienmitglieder nach ihrer endgültigen Ausreise aus X zurückgelassen hat, er-
scheint nicht von vornherein ausgeschlossen. Überdies ist denkbar, dass der M die
F gegenüber der Staatsanwaltschaft in der Hoffnung belastet hat, sich dadurch Vor-
teile in dem Sorgerechtsstreit um die beiden Kinder zu verschaffen.

Vor diesem Hintergrund überwiegt das Interesse der F, bis zu einer endgültigen
gerichtlichen Entscheidung über die Rechtmäßigkeit der Rücknahmeentscheidung
des BAMF von deren Vollziehung und den sich hieraus ergebenden Folgen ver-
schont zu bleiben. Andernfalls drohte der F bereits vor Abschluss des gegen sie ge-
führten Ermittlungsverfahrens die Einleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen.
Das öffentliche Interesse an einer sofortigen Vollziehung, ohne dass zuvor der
Sachverhalt vollständig aufgeklärt und die Identität und Staatsangehörigkeit der F
sicher bestimmt wären, muss dahinter zurücktreten. Dabei ist auch die gesetzliche
Wertung des § 75 I 1 AsylG zu berücksichtigen, wonach Klagen gegen Entschei-
dungen in Fällen des § 73b VII 1 AsylG grundsätzlich aufschiebende Wirkung haben.

Weiterführende Literatur
– BVerwG, Urt. v. 27.7.2017, Az.: 1 C 28.16

Dieser Fall darf gerne kommentiert, verändert und beliebig genutzt werden. Die
Anleitung hierfür lässt sich über den abgebildete QR-Code mit der Smartphone-
Kamera auf unserer Homepage aufrufen.
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